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1. Einleitung 

Die sozialen und politischen Folgen der Euro-
krise haben die Grundfesten der Europäischen 
Union (EU) erschüttert. Ein Ergebnis der Kri-
se zeigt sich im Wandel der Parteienlandschaft 
in vielen Mitgliedsländern: Etablierte politi-
sche Parteien haben an Unterstützung verlo-
ren, während vielerorts gerade jene Parteien 
in der Wählergunst gestiegen sind, die sich of-
fen gegen den Euro als Gemeinschaftswährung 
wenden. Auch auf internationaler Ebene of-
fenbaren sich die Folgen der Krise: Das Miss-
trauen zwischen Schuldner- und Gläubiger-
staaten, deren Regierungen sich mitunter ge-
genseitig für die ökonomischen Turbulenzen 
verantwortlich machen, ist stark gestiegen und 
hat inzwischen ein Niveau erreicht, das für die 
europäische Idee zur Gefahr zu werden droht. 

In diesem Artikel werden die Ergebnisse 
einer Befragung von Studierenden im ersten 
Semester an ausgewählten deutschen Univer-
sitäten vorgestellt.1 In der vorgestellten Erhe-
bung lag der Fokus auf den Vorstellungen und 
Einstellungen angehender Lehrerinnen und 

Lehrer, die in ihrer Berufstätigkeit in einer 
wichtigen Multiplikatorrolle agieren, wenn sie 
den Themenkomplex Eurokrise unterrichten. 
Die befragten Lehramtsstudierenden vertreten 
eine Generation von heranwachsenden EU-
Bürgerinnen und EU-Bürgern, welche in Zei-
ten der wirtschaftlichen Krise und der politi-
schen Spannungen in Europa sozialisiert wur-
den und werden. Diese Generation wird es 
sein, die zukünftige Entscheidungsträgerinnen 
und Entscheidungsträger sowie Multiplikato-
rinnen und Multiplikatoren hervorbringt und 
die Gestalt des europäischen Projekts zukünf-
tig prägen wird. Ihr Wissen, ihre Vorstellun-
gen und Eindrücke zur Eurokrise sind damit 
von herausragender Bedeutung für die Zu-
kunft der europäischen Integration. 

Aus Sicht der deutschen Bundesregierung 
und wirtschaftspolitischer Beratungsgremien 
wie dem Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
sind die überhöhte Staatverschuldung, eine lo-
ckere Fiskalpolitik sowie die schlechte Wett-
bewerbsfähigkeit der südeuropäischen Länder 
als zentrale Krisenursachen zu identifizieren 
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(Sachverständigenrat, 2014). In der Konse-
quenz werden eine staatliche Austeritätspoli-
tik und strukturelle Reformen im Sinne der 
Deregulierung von Arbeits- und Gütermärkten 
von den betroffenen Ländern Südeuropas ein-
gefordert. Im Gegenzug für die geforderten 
Umstrukturierungen werden finanzielle Hilfen 
geboten. 

Deutliche Kritik an der ordoliberalen, „an-
ti-keynesianischen“ deutschen Perspektive auf 
die europäische Finanz- und Wirtschaftskrise 
wird auf internationaler Ebene formuliert. Kri-
tische Stimmen gegenüber der Regierungsposi-
tion sehen dabei sogar die Gefahr, dass der 
deutsche Ordoliberalismus letztlich den euro-
päischen Gedanken gefährde (Bulmer, 2014; 
Steinberg/Vermeiren, 2016). Gerade renom-
mierte internationale Ökonominnen und Öko-
nomen, die eine keynesianische und eher linke 
Politik vertreten, werfen Deutschland eine 
„Beggar-thy-Neighbor“-Politik vor: Deutschland 
schade anderen Ländern innerhalb der Wäh-
rungsunion durch seine kontinuierlich hohen 
Exportüberschüsse, denen entsprechende Ex-
portdefizite und eine steigende Auslandsver-
schuldung in anderen Ländern gegenüberste-
hen (z.B. Wren-Lewis, 2014; Krugman, 2013; 
Sen, 2015; Sachs, 2015). Institutionen wie die 
Europäische Kommission, das US-amerikani-
sche Finanzministerium, die französische Re-
gierung und eine Mehrheit unter den europäi-
schen Ökonominnen und Ökonomen haben die 
deutsche Strategie der hohen Exportüber-
schüsse in der Vergangenheit immer wieder 
kritisiert (vgl. auch Haan et al., 2016). Unge-
achtet dessen – und zur Verwunderung der in-
ternationalen Öffentlichkeit – scheint die all-
gemeine Ausrichtung der Wirtschaftspolitik im 
Hinblick auf die Eurokrise unter den großen 
Parteien der Bundesrepublik Konsens zu sein, 
insbesondere unter CDU, CSU und SPD (Dul-
lien/Guérot, 2012; Nedergaard/Snaith, 2015; 
Matthijs, 2016). 

Eine Zielvorstellung der europäischen In-
tegration umfasst das Entstehen einer europäi-
schen Zivilgesellschaft mit einer gesamteuropä-
ischen Debattenkultur. An dieser Stelle kann 
die Frage formuliert werden, inwieweit ange-
hende Lehrkräfte im größten und ökonomisch 
bedeutsamsten Mitgliedsstaat der Eurozone ein 
Bewusstsein zeigen für die zueinander in Kon-
flikt stehenden ökonomischen Analysen und 
wirtschaftspolitischen Positionen innerhalb der 

Währungsunion. Befunde aus Interviews mit 
hohen Beamtinnen und Beamten bzw. Perso-
nen im diplomatischen Dienst der Bundesre-
publik zeichnen das Bild, dass ordoliberale 
Ideen auch in diesen Kreisen auf breite Zu-
stimmung stoßen (Nedergaard/Snaith, 2015). 
Wenn nun aber Lehramtsstudierende ähnlich 
deutlich ihre Zustimmung zur ordoliberalen 
Krisensicht äußern, ist zu erwarten, dass wirt-
schaftspolitische Kontroversen auch in Zukunft 
entlang nationaler Grenzen verlaufen werden. 

In diesem Artikel präsentieren wir die Er-
gebnisse einer Befragung unter 785 Erstse-
mesterstudierenden in Nordrhein-Westfalen 
(NRW) und Baden-Württemberg (BW) in den 
Studiengängen, die zur Lehramtsbefähigung 
im Fach Sozialwissenschaften bzw. in den Fä-
chern Politik und Wirtschaft/Studien- und Be-
rufsorientierung an weiterführenden Schulen 
führen. Neben soziodemographischen Daten 
wurden Angaben zur politischen Selbstein-
schätzung erhoben sowie Einstellungen und 
Vorstellungen zur (1) europäischen Integrati-
on, (2) zu den Ursachen der europäischen 
Wirtschafts- und Finanzkrise sowie (3) zu 
konkreten wirtschaftspolitischen Maßnahmen. 

Im zweiten Abschnitt dieses Artikels wer-
den Informationen zur Stichprobe und zum 
Design des Erhebungsinstruments vorgestellt. 
Der dritte Abschnitt enthält die Ergebnisse, 
die im vierten Abschnitt zusammenfassend 
dargestellt und schließlich mit Blick auf mögli-
che Implikationen diskutiert werden. 

2. Methode 

An der Studie nahmen 785 Studierende zu Be-
ginn ihres ersten Fachsemesters an fünf nord-
rhein-westfälischen sowie sechs baden-
württembergischen Universitäten teil. Die Da-
ten wurden im Zeitraum von September bis 
Dezember 2016 erhoben. Befragt wurden in 
NRW 595 Studierende im Lehramtsstudien-
gang Sozialwissenschaften in Bielefeld, Essen, 
Köln, Münster und Siegen. Die befragten Per-
sonen in NRW waren entweder im Studien-
gang Sozialwissenschaften für die Sek. I oder 
für die Sek. II eingeschrieben oder belegten (in 
Münster) ein sozialwissenschaftliches Fach im 
2-Fach-Bachelor, welches im Master eine Spe-
zialisierung für das Lehramt zulässt. In BW 
wählen die Studierenden seit der Einführung 
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des Separatfachs Wirtschaft 2016 zwischen 
den Studiengängen Politik und Wirtschaft mit 
Lehramtsoption. Insgesamt wurden 105 Stu-
dierende für das Fach Politik und 85 Studie-
rende für das Fach Wirtschaft an den Univer-
sitäten Freiburg, Heidelberg, Mannheim, 
Stuttgart und Tübingen befragt. In Konstanz 
wurde auf die Befragung verzichtet, da dort 
nur Politik, nicht jedoch Wirtschaft gewählt 
werden kann. Die Beschränkung auf Universi-
täten hat bedingt durch das Zwei-Säulen-
System der Lehrerbildung in BW an Pädagogi-
schen Hochschulen (Sek. I) und Universitäten 
(Sek. II) zur Folge, dass keine Studierenden 
befragt wurden, die gezielt eine Lehrtätigkeit 
in der Sek. I anstreben. Das Verhältnis der 
Lehramtsabsolventen für Realschulen (PHs) 
bzw. Gymnasien (Universitäten) beträgt 1:2, 
ausgehend von den Zahlen für 2015 (vgl. Sta-
tistisches Landesamt, 2017). Quantitative 
Aussagen für die Studieneingangsphase kön-
nen nicht getroffen werden, da die Umstellung 
von Studiengängen mit Abschluss Staatsexa-
men auf polyvalente Bachelorstudiengänge mit 
Lehramtsoption die eindeutige Identifikation 
von Studierenden für das gymnasiale Lehramt 
nicht mehr möglich macht. Für die Studieren-
den, die eine Lehrtätigkeit in der Sek. II an-
streben, kann jedoch von einer sehr hohen Ab-
deckung durch unsere Stichprobe ausgegangen 
werden.  

Die teilnehmenden Studierenden wurden 
entweder in zentralen Einführungsveranstal-
tungen oder vor einer der ersten Vorlesungen 
mit einem paper & pencil-Fragebogen befragt. 
Es wurden keine finanziellen Anreize in Aus-
sicht gestellt. Nach dem Hinweis darauf, dass 
es sich bei der Erhebung nicht um eine Wis-
sensüberprüfung handelt, wodurch einem ver-
zerrten Antwortverhalten vorgebeugt werden 
sollte, füllten die Studierenden einzeln den 
Bogen anonym aus. Der Bogen bestand aus 
mehreren Teilen, von denen in diesem Artikel 
drei (fortan bezeichnet als Blöcke 1-3) näher 
betrachtet werden. Der erste dieser drei Blöcke 
fokussierte auf die Einstellung gegenüber dem 
europäischen Integrationsprozess. Fünf 
Statements sollten auf einer dreistufigen Li-
kert-Skala „lehne ab“ – „stimme teilweise zu“ – 
„stimme zu“ (vgl. Caplan, 2002) eingestuft 
werden. Die Statements sollten eine positive 
bzw. negative Grundeinstellung gegenüber der 
EU operationalisieren. 

Der zweite Block thematisierte die Ursa-
chen der Krise und wurde wie folgt eingeleitet: 
„Die Eurozone ist seit einigen Jahren von einer 
Wirtschaftskrise betroffen. Sind die folgenden 
Aspekte aus Ihrer Sicht wichtige, weniger 
wichtige oder gar keine Gründe für diese Situ-
ation?“. Daraufhin sollte die Zustimmung zu 
elf Statements auf Basis der Antwortmöglich-
keiten „kein Grund“, „weniger wichtiger 
Grund“ oder „wichtiger Grund“ eingestuft 
werden. Dieser Block sollte darüber Aufschluss 
geben, inwieweit die Studiereden von „ordoli-
beralen“ oder „keynesianischen“ Krisennarra-
tiven geprägt sind. 

Der dritte Block enthält vier Statements 
zur Sanktionierung von hoher staatlicher 
Neuverschuldung bzw. Exportüberschüssen, 
zur Vergemeinschaftung von Schulden und zur 
Abschaffung der Gemeinschaftswährung. Je-
weils wurde eine dichotome Skala: „Sind Sie 
für oder gegen diese Maßnahme?“ zur Auswahl 
gestellt. Auch hier ging es darum zu ergrün-
den, inwieweit die Studierenden den oben 
skizzierten konkurrierenden Narrativen zur 
Eurokrise folgen. 

Im letzten Block wurden soziodemogra-
phische Variablen, die politische Selbstein-
schätzung und Parteipräferenzen erfragt. 

3. Ergebnisse 

In der Stichprobe liegt der Anteil der weibli-
chen Studierenden bei 51% (BW: 56%, NRW: 
50%). Das durchschnittliche Alter (Median) 
liegt in NRW und BW bei 20 Jahren. Die 
Gruppe der Studierenden in BW hat mit 1,98 
gegenüber 2,26 in NRW – bei landesweit fast 
gleichen Durchschnittsnoten – eine signifikant 
bessere Abitur-Durchschnittsnote erreicht. Der 
relative Anteil der Studierenden, die sich einer 
anderen Nation als Deutschland am stärksten 
verbunden fühlen, liegt in NRW mit 12% sechs 
Prozentpunkte über dem Anteil in BW. Die po-
litische Selbsteinschätzung auf einer Skala von 
1 (= links) bis 7 (= rechts) unterscheidet sich 
nicht signifikant zwischen den Bundesländern 
und liegt bei 3,20 im Gesamtdurchschnitt. 
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Breite Unterstützung der Europäischen 
Integration 

In Tabelle 1 sind die Mittelwerte (und die 
Standardabweichung) der Zustimmung zu den 
Aussagen aus dem Block zur europäischen In-
tegration dargestellt, wobei Ablehnung mit „0“ 
und die volle Zustimmung mit „2“ codiert ist. 

Im Gesamtbild ist eine starke Zustim-
mung zur europäischen Integration festzustel-
len. Ein fiktiver Austritt Deutschlands sowie 
der beschlossene Brexit werden tendenziell 
abgelehnt, wobei Austritte in BW signifikant 
stärker abgelehnt werden. Insbesondere er-
laubt die innere Konsistenz der Items (Cron-
bachs α=.71) das Zusammenfassen der Items 
zu einer Skala „Pro-EU“ für spätere Analysen.  

 
Tab. 1: Einstellungen zur europäischen Integration 

Aussage Gesamt NRW BW 

Ich finde die europäische Idee grundsätzlich gut und wichtig. 1,8 
(0,42) 

1,77 
(0,45) 

1,9 
(0,30) 

Es wäre gut, wenn mehr Entscheidungen auf EU-Ebene 
getroffen werden würden. 

1,15 
(0,62) 

1,16 
(0,63) 

1,13 
(0,61) 

Deutschland wäre besser für die Zukunft gerüstet, wenn es nicht
Mitglied der EU wäre. 

0,26 
(0,52) 

0,29 
(0,54) 

0,17 
(0,44) 

Ich finde es gut, dass Großbritannien die EU verlässt. 0,33 
(0,60) 

0,37 
(0,62) 

0,23 
(0,50) 

Ohne die EU ginge es den Menschen in Europa besser. 0,21 
(0,47) 

0,22 
(0,48) 

0,16 
(0,40) 

 

Bekenntnis zur ordoliberalen 
Krisenerzählung bei 
kapitalismuskritischen Zwischentönen 

Bei den Krisenursachen sind die Studierenden 
– in Übereinstimmung mit dem ordoliberalen 
Narrativ –  mehrheitlich der Meinung, dass die 
Krisenländer ihre ökonomischen Schwierigkei-
ten selbst verschuldet haben. So werden deren 
hohe Staatsverschuldung (M: 1,72) und man-
gelnde Wettbewerbsfähigkeit (M: 1,55) als Kri-
senursachen benannt – der Median beträgt bei 
beiden Aussagen 2 (starke Zustimmung). Die 
Aussage, dass die Mitglieder der Eurozone ge-
nerell zu verschieden sind, findet dagegen kei-
ne breite Zustimmung (M: 0,92). Spekulatio-
nen auf den Finanzmärkten (M: 1,40) und der 
generellen Krisenanfälligkeit des kapitalisti-
schen Systems (M: 1,34) – beides typische lin-
ke Erklärungsmuster – wird ein deutlicher An-
teil an der Krisenentstehung zugeschrieben. 
Dagegen finden keynesianisch orientierte Er-
klärungen, wie die niedrigen Lohnsteigerun-

gen in Deutschland (M: 0,81) und die starke 
Exportabhängigkeit der deutschen Wirtschaft 
(M: 1,00, M (nur BW): 0,89) als Krisenursa-
chen  deutlich weniger Beachtung. Ebenso 
wird die Austeritätspolitik in den südeuropäi-
schen Ländern nicht als wichtige Ursache für 
die ökonomischen Probleme dieser Länder an-
gesehen. Die Sichtweise, dass die Staatsaus-
gaben noch nicht genug gekürzt worden seien, 
findet eine etwas höhere, jedoch keine über-
wältigende Zustimmung. 

Insgesamt bestätigt sich die vermutete 
Dominanz des ordoliberalen Narrativs in den 
Antworten der Studierenden. Gleichwohl wird 
die generelle Kritik links-orientierter Akteure 
am (Finanz-)Kapitalismus geteilt. Kaum Zu-
stimmung findet dagegen das keynesianische 
Narrativ der Krise. Die Studierenden glauben 
nicht, dass die Krise durch niedrige Löhne und 
starke Exportabhängigkeit Deutschlands aus-
gelöst und durch die Kürzung der Staatsaus-
gaben in den betroffenen Ländern verstärkt 
wurde. 
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Abb.: 1: Ursachen der Eurokrise – Items aus Block 2 

 
 
Bestätigt wird dieses tendenziell ordoliberal 
geprägte Meinungsbild durch die Haltung zu 
verschiedenen wirtschaftspolitischen Hand-
lungsoptionen. Eine deutliche Mehrheit von 
61% unterstützt die Forderung, dass Mit-
gliedsländer der Eurozone bei hoher staatli-
cher Neuverschuldung stärker sanktioniert 
werden sollten. Sanktionen bei zu hohen Ex-
portüberschüssen, wie sie von verschiedenen 
nationalen Regierungen und vom EU-Parla-

ment wiederholt ins Spiel gebracht wurden, er-
fahren dagegen mit 30% nur geringe Unter-
stützung. Der Vorschlag: „Die Finanzierung 
von Staatsschulden sollte von der nationalen 
auf die europäische Ebene verlagert werden.“ 
wird zwar klar abgelehnt mit 69%, eine Ablö-
sung des Euro durch nationale Währung findet 
mit 15% andererseits jedoch kaum Zustim-
mung. 
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Abb. 2: Wirtschaftspolitische Maßnahmen nach der Eurokrise 

 
 

Einfluss der politischen Verortung 

In einer Regressionsanalyse wurde untersucht, 
inwieweit die politische Selbsteinschätzung 
bzw. die Parteipräferenzen der Studierenden 
mit ihren Einstellungen in Bezug auf die Ur-
sachen und möglichen Lösungsansätze zur Eu-
rokrise im Zusammenhang stehen. 
Zunächst zeigt sich, dass eine eher linke politi-
sche Selbsteinschätzung mit stärker pro-euro-
päischen Einstellungen (Block 1) einhergeht. 
Besonders Anhänger der Grünen äußern sich 
stark pro-europäisch, während Anhänger der 
AfD eine stark europakritische Haltung ein-
nehmen. 

Eher links-orientierte Befragte sind ten-
denziell kritischer gegenüber der Austeritäts-
politik eingestellt. Ähnlich stark wird nur die 
generelle Kapitalismuskritik durch eine linke 
Orientierung erklärt. Für die folgenden Aus-
sagen findet sich jedoch interessanterweise 
kein statistisch signifikanter Zusammenhang 
mit der politischen Selbsteinschätzung: „Die 
Staatsausgaben in den Krisenländern sind be-
reits zu stark gekürzt worden.“ „In Deutsch-
land steigen die Löhne zu wenig.“ „Mitglieds-

länder der Eurozone sollten bei hohen Export-
überschüssen stärker sanktioniert werden.“ 

Auch der (fehlende) Zusammenhang zwi-
schen parteipolitischen Präferenzen und Ein-
stellungen zur Eurokrise ist interessant: Un-
terstützerinnen und Unterstützer der Grünen 
sind kritischer gegenüber der Austerität als 
CDU-affine Studierende, jedoch gibt es keiner-
lei signifikante Unterschiede in der Frage der 
Wettbewerbsfähigkeit und der Rolle Deutsch-
lands. Die mangelnde Wettbewerbsfähigkeit 
wird – ebenso wie die Unterschiede zwischen 
den Euro-Staaten – von FDP-affinen Studie-
renden signifikant eher unterstützt, während 
Finanzmarktspekulationen und Kapitalismus-
kritik weniger als Krisenauslöser betrachtet 
werden. Einzig Unterstützerinnen und Unter-
stützer der LINKEN beurteilen die Exportori-
entierung und die geringen Löhne in Deutsch-
land statistisch signifikant kritischer, ebenso 
wie die Rolle der Austeritätspolitik und der 
Spekulationen und des Kapitalismus. Sympa-
thie für die SPD ist mit einer statistisch signi-
fikant stärkeren (!) Kritik an den hohen 
Staatsschulden der Krisenländer verbunden. 
Darüber hinaus sind zwischen CDU- und SPD-
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Sympathisantinnen und Sympathisanten kei-
nerlei signifikante Unterschiede bezüglich ih-
rer Einstellungen zur Eurokrise festzustellen. 
Die angegebenen Krisenerklärungen der Un-
terstützerinnen und Unterstützer der AfD wei-
chen von denen der CDU, der SPD, der Grü-
nen und der FDP zwar ab, lassen sich aber 
keinem der skizzierten Narrative zuordnen. 

Interessant ist zudem der Zusammenhang 
zwischen der allgemeinen Unterstützung der 
EU-Integration (Block 1) und den Einstellun-
gen zur Eurokrise. Erwartungskonform korre-
liert die pro-europäische Grundhaltung negativ 
mit der Überzeugung, dass Unterschiede zwi-
schen den Euro-Ländern zur Krise geführt ha-
ben, und ebenso negativ mit der Befürwortung 
der Abschaffung des Euro. Überraschend ist 
dagegen, dass die Studierenden mit positiver 
Grundeinstellung zur EU-Integration Deutsch-
lands Beitrag zur ökonomischen Instabilität 
der Eurozone tendenziell geringer einschätzen. 

4. Zusammenfassung und 
Diskussion 

Die Ergebnisse der Studie können wie folgt 
knapp zusammengefasst werden. 
 
I. Die angehenden befragten Lehrkräfte in 

BW und NRW sind deutlich positiv gegen-
über der europäischen Integration einge-
stellt: Die abstrakte Idee der europäischen 
Integration, die Mitgliedschaft Deutsch-
lands in der EU sowie die Gemeinschafts-
währung werden unterstützt. 

II. Die Studierenden greifen auf typische or-
doliberale Krisenerklärungen zurück: Die 
hohe öffentliche Verschuldung und der 
Mangel an Wettbewerbsfähigkeit in den 
Krisenländern gelten als Ursachen. Strik-
tere Sanktionen gegenüber hohen staatli-
chen Defiziten, jedoch nicht die Übernah-
me der Schulden durch die Gemeinschaft, 
würden als Maßnahmen unterstützt. 

III. Das keynesianische Narrativ findet inso-
fern wenig Anklang, als niedrige Löhne 
und Exportabhängigkeit in Deutschland 
nicht als Krisenursachen wahrgenommen 
und die Sanktionierung hoher Export-
überschüsse nicht unterstützt werden. 

IV. Finanzmarktspekulationen und der all-
gemeinen Krisenanfälligkeit des kapitalis-

tischen Systems werden eine hohe Erklä-
rungskraft zugeschrieben. 

V. Die politische Selbstverortung hat einen 
Einfluss auf die Erklärung der Krise und 
die Beurteilung wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen, jedoch nicht auf die Bewer-
tung der Lohnentwicklung und der Export-
überschüsse in Deutschland. 

VI. SPD- und CDU-affine Studierende unter-
scheiden sich praktisch nicht in ihrem 
Antwortverhalten. Bezüglich der europäi-
schen Idee unterscheiden sich nur Unter-
stützerinnen und Unterstützer der Grü-
nen und der AfD signifikant von SPD- und 
CDU-affinen Studierenden. Die Ursachen 
der Eurokrise werden nur von Unterstüt-
zerinnen und Unterstützern der AfD und 
der LINKEN signifikant anders gesehen, 
von den Letztgenannten tendenziell am 
ehesten aus einer keynesianischen Per-
spektive, wie sie außerhalb Deutschlands 
weit verbreitet ist. 

VII. Stärker pro-europäische Studierende wi-
dersprechen stärker (!) der Sichtweise, 
dass Deutschland durch eine schlechte 
Lohnentwicklung und starke Exportorien-
tierung ökonomische Schwierigkeiten der 
Eurozone verursacht hat. 

 
Angesichts der Dominanz ordoliberalen Den-
kens in der wirtschaftspolitischen Debatte in 
Deutschland überraschen die Ergebnisse II 
und III wenig. Sie spiegeln die geringe Bedeu-
tung des keynesianischen Narrativs im natio-
nalen Diskurs wider. Ergebnisse V und VI 
spiegeln zudem den verbreiteten Eindruck wi-
der, dass die Interpretation der Eurokrise und 
die vorgeschlagenen Bewältigungsstrategien 
keine Themen sind, entlang derer sich die Pro-
file der Volksparteien in Deutschland spürbar 
unterscheiden: “Mainstream neo-classical 
thinking and the ordoliberal tradition have in-
formed the thinking of all five main political 
parties in Germany” (Dullien/Guérot, 2012, S. 
5). 

Aus demokratietheoretischer Perspektive 
ist die fehlende Verbindung zwischen parteipo-
litischen Präferenzen und wirtschaftspoliti-
schen Haltungen – jenseits allgemeiner Kapi-
talismuskritik (Ergebnis IV) – zu einem so 
epochalen Ereignis wie der Eurokrise sicher-
lich als problematisch zu bewerten. Die Ergeb-
nisse können als Hinweis auf die Notwendig-
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keit pluralistischer (sozio-)ökonomischer Bil-
dung im schulischen Kontext interpretiert 
werden. Angesichts der unterschiedlichen na-
tionalen Diskurse in Europa im Bereich der 
Wirtschaftspolitik könnten gemeinsame euro-
päische Lehrwerke für das sekundäre Schul-
wesen und gemeinsame Inhalte und Richtli-
nien der Lehrerausbildung im Bereich der (So-
zio-)Ökonomie wirksame Maßnahmen darstel-
len. 

Anmerkung 

1 Eine ausführlichere Darstellung und 
Auswertung der Ergebnisse findet sich in 
Blum/van Treeck (2017). 
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